
durch Haftungsbeschränkungen, Ausschluß der Verant­
wortlichkeit für bestimmte Mängel der Leistung, Auf­
erlegung von Melde- und Anzeigepflichten, von Ver­
waltungsgebühren und Mahngebühren, Erschwerung 
der Kündigungs- und Rücktrittsrechte, Vorverlegung 
von Zahlungsterminen usw.
Die Weiterführung einer solchen Praxis würde der 
Funktion der dispositiven Regelung des Vertragsrechts 
des ZGB zuwiderlaufen und auch eine Umgehung der 
Schutzvorschrift des § 46 ermöglichen. Die dispositiven 
Regeln ermöglichen es, den einzelnen Vertrag verant­
wortungsbewußt entsprechend den besonderen Erfor­
dernissen und Umständen auszugestalten./8/ Zugleich 
enthält aber die dispositive Regelung eine Orientie­
rung, wie die Rechte und Pflichten im Regelfall aus­
gestaltet sein sollen. Dieser Orientierung müssen die 
Vertragsformulare, die ja eine Vielzahl von Vertrags­
abschlüssen betreffen, folgen; die Vertragsformulare 
haben die in der dispositiven Regelung enthaltene ge-

/8/ Beschränkungen der Verantwortlichkeit sind gegenüber 
dem bisherigen Rechtszustand vor allem zum Schutze der Bür­
ger weitgehend unzulässig (vgl. insbes. § 45 Abs. 4 ZGB).

setzliche Orientierung zu realisieren. Während also nach 
§ 45 Abs. 3 Satz 1 ZGB Vereinbarungen der Partner von 
den Bestimmungen des Gesetzes abweichen können, so­
weit ihre Anwendung nicht verbindlich vorgeschrieben 
ist, würde eine generelle Ausgestaltung von Vertrags­
formularen entgegen der in der dispositiven Regelung 
enthaltenen Orientierung des Gesetzes dann gegen 
dessen Inhalt und Zweck verstoßen, wenn die in der 
dispositiven Regelung statuierten Rechte der Bürger 
beeinträchtigt würden. Derartige Formulare wären 
nach § 45 Abs. 3 Satz 2 ZGB unzulässig.
Sowohl den örtlichen Volksvertretungen und ihren Or­
ganen als auch den Organen der gesellschaftlichen Kon­
trolle obliegt es, darüber zu wachen und zu kontrollie­
ren, ob die in ihrem Bereich verwendeten Formulare 
die Rechte der Bürger in der vom Gesetz beabsichtigten 
Weise wahren. Zugleich unterliegen alle derartigen 
Vertragsformulare der Nachprüfung durch das Gericht 
im Hinblick darauf, ob die darin enthaltenen generel­
len Vertragsbedingungen dem Inhalt und Zweck des 
ZGB — und damit auch seinen dispositiven Regelungen 
— entsprechen.
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Garantieansprüche beim Kauf
Die Bestimmungen des Zivilgesetzbuchs über den Kauf 
gewährleisten, daß jeder Käufer für das von ihm durch 
Arbeit erworbene Geld Waren mit entsprechendem 
Gebrauchswert erhält. Das setzt eine einwandfreie 
Qualität der Konsumgüter voraus./l/ Um dieser Ver­
antwortung zu entsprechen, haben Produktion und 
Handel die ständige Verbesserung der Qualität der 
Konsumgüter zu gewährleisten. Stellen Käufer den­
noch an der Ware Qualitätsmängel fest, so gehört die 
ordnungsgemäße Behandlung ihrer Garantieansprüche 
zu den Versorgungspflichten der Handelsbetriebe und 
Hersteller.

Garantie als Gebrauchswertgarantie

Die Garantie (§ 148 ZGB) unterscheidet sich von der 
bisherigen Gewährleistung wesentlich dadurch, daß es 
sich bei ihr um eine Gebrauchswertgarantie handelt, 
deren Dauer sechs Monate beträgt. Mit dieser allgemei­
nen Garantiezeit werden aber nicht alle Besonderhei­
ten berücksichtigt, die sich aus der Art der Ware oder 
den Nutzungsbedingungen bei den einzelnen Käufern 
ergeben. Deshalb gilt für kurzlebige Waren, also für 
solche, die zum alsbaldigen Verbrauch bestimmt sind 
oder bei bestimmungsgemäßem Gebrauch nur eine be­
grenzte Lebensdauer haben, die Gebrauchswertgarantie 
als erfüllt, wenn die Ware innerhalb einer ihrer Art an­
gemessenen Zeit mangelfrei geblieben ist (§ 149 Abs. 2 
ZGB).
Die Gebrauchswertgarantie sichert dem Käufer zu, daß 
die Ware den staatlichen Güte-, Sicherheits- und Schutz­
vorschriften entspricht, über die ihrer Art entspre­
chende Gebrauchsfähigkeit oder Beschaffenheit verfügt 
und diese bei sachgemäßem Gebrauch behält (§ 148 
Abs. 1 ZGB). Zum Inhalt der Gebrauchswertgarantie 
gehören auch Eigenschaften der Ware, die vom Herstel­
ler (z. B. der Vermerk „wasserdicht“ auf einer Arm­
banduhr) oder vom Verkäufer im Rahmen der Infor­
mation und Beratung (§ 137 ZGB) zugesichert sind oder 
die für einen vereinbarten besonderen Verwendungs­
zweck der Ware (z. B. Eignung einer Farbe für den 
Außenanstrich) vorhanden sein müssen. Fehlt es einer

rv Vgl. C. J. Kreutzer, „Das Kauf recht“, NJ 1974 S. 692 11. (695).

Ware an diesen Voraussetzungen, dann ist sie mangel­
haft und kann reklamiert werden.
Bei der Gebrauchswertgarantie kommt es — anders als 
bei der bisherigen Gewährleistung — nicht darauf an, 
daß der Mangel schon bei der Übergabe der Ware an 
den Käufer Vorgelegen hat. Reklamationsfähig sind 
alle Mängel, die während der Garantiezeit auftreten, 
ausgenommen diejenigen, die der Käufer selbst ver­
ursacht hat.

Inhalt der Zusatzgarantie

Die Zusatzgarantie (§ 150 ZGB) ist ein Leistungsver­
sprechen des Herstellers, das z u s ä t z l i c h  zu den 
allgemeinen Garantieansprüchen gewährt werden kann. 
Sie ist in erster Linie für technisch hochwertige Indu­
striewaren von Bedeutung. Für sie ist eine längere 
Garantiezeit und die dem Hersteller eingeräumte Mög­
lichkeit charakteristisch, Art und Umfang der zusätz­
lichen Garantieleistung selbst festzulegen (§ 150 Abs. 2 
ZGB). Sie ist zu unterscheiden von der möglichen Ver­
längerung der Garantiezeit durch Rechtsvorschriften 
(§ 149 Abs. 1 Satz 3 ZGB), von der alle in § 151 ZGB 
genannten Garantieansprüche umfaßt werden.
Im Rahmen der Zusatzgarantie muß nicht jeder Man­
gel reklamationsfähig sein. Eine Qualitätsbeanstandung 
ist nur dann möglich, wenn ein Erzeugnis einen Mangel 
aufweist, der von der Zusatzgarantie erfaßt wird.
Durch die Übernahme einer Zusatzgarantie kann der 
Hersteller spezifische Merkmale der Beschaffenheit, 
besondere Leistungsparameter oder einen in anderer 
Weise näher charakterisierten Gebrauchswert der Ware 
zusichern. Fehlen der Ware diese Zusicherungen, löst 
dies die Ansprüche aus der Zusatzgarantie aus. Dabei 
ist nicht jede Angabe zu einer Ware oder zur Darstel­
lung ihrer Vorzüge im Rahmen einer allgemeinen Be­
schreibung als Ziusatzgarantie zu verstehen.
Die Zusatzgarantie kann in der Weise ausgestaltet sein, 
daß sich der Hersteller verpflichtet, Produktionsmängel 
zu beseitigen. Dann berechtigt jeder Mangel, der vom 
Hersteller verursacht worden ist, zur Geltendmachung 
von Ansprüchen aus der Zusatzgarantie. Stellt z. B. ein 
Käufer fest, daß durch Austrocknen des Holzes einzelne


